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Aktuelle Trends
Erwerbstätigenquoten nach Bundeslandregionen 1997
Quelle: Statistisches Bundesamt; Berechnungen des IWH.
Die Unterschiede in den Erwerbstätigenquoten zwischen Ost- und Westdeutschland sind bei
weitem geringer als es die großen Unterschiede bei den Arbeitslosenquoten erwarten lassen. 
rend die durchschnittliche Arbeitslosenquote 1997 in den alten Bundesländern (ohne Berlin) bei
etwa 10 vH lag, betrug sie in den neuen Bundesländern (einschließlich Berlin) knapp 20 vH. Da-
bei wurden die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg in der obigen Grafik mit den jeweils
umgebenden Flächenländern zusammengefaßt, um den Sondereffekt von regionalen Zentren auf
den Vergleich zu neutralisieren. Das Bundesland mit der niedrigsten Erwerbstätigenquote ist
demnach Rheinland-Pfalz und nicht Sachsen-Anhalt, obwohl letzteres mit einer Quote von 21,7
vH den Spitzenplatz in der bundesdeutschen Arbeitslosenstatistik einnimmt. Rheinland-Pfalz
weist dagegen trotz seiner geringen Erwerbstätigenquote nur eine Arbeitslosenquote von 10,3 vH
aus. Bemerkenswert ist zudem, daß die Erwerbstätigenquoten in den Regionen Berlin/
Brandenburg und Sachsen nur knapp unter dem bundesdeutschen Durchschnitt liegen, obwohl
deren Arbeitslosenquoten kaum niedriger sind als die von Sachsen-Anhalt. Die hohe Arbeitslosig-
keit in den neuen Ländern erklärt sich daher weniger aus einer unterdurchschnittlichen Zahl von
Arbeitsplätzen als vielmehr aus einer überdurchschnittlichen Zahl von Arbeitssuchenden.
Hilmar Schneider
(his@iwh.uni-halle.de)
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Osterweiterung der EU:
Mehr Realismus ist notwendig
Im Vorfeld der versprochenen Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen
Union erwarten mittel- und osteuropäische Länder
einen schnellen Abschluß und einen Beitritt bis
zum Jahre 2002. Die Verzögerung von Reformen
in der Union führt deshalb zu wachsender Enttäu-
schung und Unsicherheit über den Willen der
Union zur Osterweiterung. Eine nüchterne Be-
trachtung zeigt jedoch, daß es keine Gründe für
die Annahme gibt, die EU wolle im Grunde keine
Osterweiterung. Für die Union ergibt sich ein
starkes Motiv allein darin, daß die Aufnahme mit-
tel- und osteuropäischer Länder den Export von
Stabilität bedeutet. Dies wird gegenwärtig durch
die drohende Ansteckung Mitteleuropas durch die
russische Krise unterstrichen. Zu konstatieren ist
aber auch, daß die Erwartungen der mittel- und
osteuropäischen Länder an die eigene Beitrittsfä-
higkeit zu hoch sind. Die Länder haben erst ein
Teilstück auf dem Weg zu einer funktionierenden
Marktwirtschaft zurückgelegt und haben den
schwersten Wegteil noch vor sich, wenn es um die
Übernahme des EU-Gemeinschaftsrechts geht. Die
Anpassungslasten für die mittel- und osteuropä-
ischen Beitrittskandidaten sind so groß, daß sie es
auch bis zum Jahr 2002 kaum geschafft haben
werden, dem Wettbewerbsdruck auf dem gemein-
samen Markt standzuhalten. Denn es kommen neue
Belastungen auf sie zu, wenn sich unter dem Ein-
druck der Währungsunion das Gemeinschaftsrecht
und die Konvergenzkriterien weiterentwickeln.
Diese Belastungen werden bis zum Jahre 2002 in
ihrem Umfange kaum abschließend beurteilt wer-
den können. „Geduld“ kann dann einen höheren
Wert haben als ein übereilter Beitritt.
Irritationen bei den Beitrittskandidaten
Nachdem die Union im Sommer 1997 die Auf-
nahme von detaillierten Verhandlungen mit Estland,
Polen, Slowenien, der Tschechischen Republik und
Ungarn im Jahre 1998 beschlossen hatte, überwog
zunächst allgemein der Eindruck, daß die Oster-
weiterung der EU aus politischen und ökonomi-
schen Gründen von allen Beteiligten gewollt ist. Le-
diglich das „Wann“ und das „Wie“ waren noch zu
bestimmen. Anscheinend gingen und gehen die Re-
gierungen einiger Beitrittskandidaten bereits vom
Jahre 2002 als Beitrittstermin aus und lancierten
dieses Datum auch in der breiten Öffentlichkeit ih-
rer Länder. Ein Abweichen von diesem Termin wird
offenbar auch als Verlust an finanzieller Unterstüt-
zung, auf die bereits ein Anspruch erhoben wird,
empfunden.1
Im Laufe dieses Jahres sind aber bei vielen Be-
obachtern Unsicherheiten und Irritationen eingetre-
ten, ob die Union wirklich eine Erweiterung an-
strebt.2 Verantwortlich dafür war, daß der Europä-
ische Rat die selbst gesetzten Termine zur Be-
schlußfassung über Reformen (Gemeinsame Agrar-
politik, Strukturfonds, Entscheidungsfindung) nicht
eingehalten hat. Hinzu kamen neue Konflikte zwi-
schen den Mitgliedsländern, wie die Streitigkeiten
über die Nettozahlerposition einzelner Länder, das
Subsidiaritätsprinzip und die Angriffe auf die
Kompetenzen der Kommission, die Zweifel an den
budgetären Kosten einer Osterweiterung oder über
die Verteilung von zukünftig weniger Kommis-
sionsposten. Die Irritationen sind dadurch verstärkt
worden, daß die Impulse für Reformverzögerungen
von Ländern ausgingen, von denen eher eine posi-
tive Haltung zu einer schnellen Osterweiterung er-
wartet wurde (auch von Deutschland). All dies
scheint den Eindruck erweckt zu haben, die Oster-
weiterung ist nicht mehr vorrangig von der Beitritts-
fähigkeit der mittel- und osteuropä
                                                  
1 So heißt es in der polnischen Tageszeitung Rzeczpospolita
vom 3. Juli 1998, S. 6 („Pierwsza realna data”) auf die
„Ankündigung” des Hauptverhandlers der EU, Polen
würde im Jahr 2003 aufgenommen werden, daß die
„Verschiebung der Mitgliedschaft um ein Jahr Polen um
eine Summe von 3-4 Mrd. Euro bringt”.
2 Mitte Juli 1998 erklärte der neue ungarische Minister-
präsident Viktor Orban gegenüber dem österreichischen
Ratspräsidenten Wolfgang Schüssel, daß Ungarn im Jahr
2002 Mitglied der Union zu sein beabsichtige, daß er aber
eine Verschiebung der Aufnahme wegen der schleppenden
EU-Reformen befürchte. Quelle: RFE via Internet vom 17.
Juli 1998. Ähnlich auch der polnische Außenminister
Geremek während seines Besuchs in Paris (siehe auch
Fußnote 5).Wirtschaft im Wandel 13/1998 4
sondern von der Reformfähigkeit der Union abhän-
gig. Eine Gegenreaktion in Gestalt einer sinkenden
Beitrittswilligkeit in Mittel- und Osteuropa wäre
dann nicht auszuschließen, zumal Meinungsumfra-
gen zufolge die Gegnerschaft gegenüber einem Bei-
tritt in den vergangenen Jahren eher gewachsen ist.3
Allerdings ist zu fragen, ob die Erwartungen in
den mittel- und osteuropäischen Ländern, die in-
mitten ihrer Transformation stecken, hinsichtlich
eines schnellen Beitritts (in vier Jahren) nicht zu
hoch sind. Diese Erwartungen wurden vor allem
von der AGENDA 2000 der Europäischen Kom-
mission genährt, in der dieses Datum für die fünf
genannten Länder (und Zypern) erwähnt wird, al-
lerdings (etwas im Text versteckt) als „technische
Arbeitshypothese”4 für die Projektion budgetärer
Mittel. Eine konkrete Zusage kann damit nicht ver-
bunden sein, dies umso weniger, als die AGENDA
2000 selbst vom Europäischen Rat noch nicht ver-
abschiedet wurde. Aber auch maßgebliche Politiker
in der Union dürften nicht ganz unschuldig sein,
daß das Jahr 2002 als Beitrittstermin in mittel- und
osteuropäischen Ländern gehandelt wird.5 Auf der
anderen Seite  erwecken die Regierungen der fünf
mittel- und osteuropäischen Länder in der Öffent-
lichkeit den Eindruck, sie würden sich bereits im
Jahre 2002 für „beitrittsreif“ halten.6 Als Reaktion
                                                  
3 Dies gilt vor allem für die Tschechische Republik. Siehe
FAZ vom 7. Oktober 1997, S. B2, wo Ergebnisse einer
Meinungsumfrage berichtet werden. Danach waren über
40 vH der Befragten gegen eine Mitgliedschaft. Eine erste
Befragung aus dem Jahr 1992 hatte noch eine Gegner-
schaft von nur 1,5 vH ergeben. Vgl. HANDL, V.; KO-
NECNY, C. u.a.: Tschechische Republik, in Bertelsmann-
Stiftung (Hrsg.): Mittel- und Osteuropa auf dem Weg in
die Europäische Union. 2. Auflage. Gütersloh 1995, S.
117-139, hier S. 133.
4 Vgl. EUROPÄISCHE KOMMISSION: AGENDA 2000,
Band I, S. 102.
5 Mitte Juli 1998 soll der französische Präsident Jacques
Chirac dem polnischen Außenminister Bronislaw
Geremek auf dessen Kritik an der Haltung der Brüsseler
Bürokratie gegenüber versichert haben, daß Frankreich
Polen in der EU im Jahre 2000 oder spätestens im Jahr
2002 sehen möchte. Vgl. RZECZPOSPOLITA vom 16.
Juli 1998.
6 Als extremes Beispiel vgl. die Ankündigung des ehe-
maligen polnischen Finanzministers Ko³odko von Anfang
1997, im Jahre 2006 sei Polen sogar Mitglied der EWU:
Euro 2006, Beilage zu  ycie Gospodarcze, Nr. 5 (16) vom
31. Januar 1997.
auf befürchtete Verzögerungen verabredeten die
Regierungen Estlands, Polens, Sloweniens, der
Tschechischen Republik und Ungarns am 13. Juli
1998 in Ljubljana (Slowenien) ein gemeinsames
Vorgehen, um einen Beitritt bis Ende 2002 zu errei-
chen.7
Notwendig ist eine realistische Bewertung der
ökonomischen Möglichkeiten einer schnellen Ost-
erweiterung. Dafür sollen drei Fragen diskutiert
werden:
(1) Kann sich die Union langfristig überhaupt ihrer
Erweiterung verschließen? Auf der anderen
Seite: Gibt es für die mittel- und osteuropä-
ischen Länder eine vorteilhafte Alternative zu
einem Beitritt?
(2) Werden die Unternehmen der mittel- und osteu-
ropäischen Länder bereits in vier Jahren dem
durch die inneren Reformen der EU (vor allem
Währungsunion) stärker werdenden Wettbe-
werb standhalten können?
(3) Wird die Union bereits im Jahre 2002 institu-
tionell so stabil sein, daß die neuen Länder bei-
treten können, ohne mit zusätzlichen Problemen
konfrontiert zu werden?
Sind langfristig vorteilhafte Alternativen zu einer
Osterweiterung für beide Seiten vorhanden?
Sowohl für die Union als auch für die Beitritts-
kandidaten gilt, daß sich die Vorteile einer Oster-
weiterung nicht vorrangig aus den Effekten der
Handelsliberalisierung ergeben. Die Handelslibera-
lisierung wurde in den Assoziationsverträgen be-
schlossen und wird zum Zeitpunkt des Beitritts im
wesentlichen abgeschlossen sein. Für die mittel- und
osteuropäischen Länder ergeben sich Vorteile auch
nicht überwiegend durch finanzielle Hilfe seitens
der Union. Der Umfang der Mittel aus EU-Fonds
ist begrenzt, an Konditionen gebunden und setzt er-
hebliche Eigenmittel des Empfängerlandes voraus.
Finanzielle Hilfen in einem Umfange, wie sie Ost-
deutschland erhält, kann es daher gar nicht geben.
Es ist auch wichtig, sich vor Augen zu halten, daß
die meisten Länder nach den Anpassungs- und Sy-
stemschocks auf einen Wachstumspfad zurückge-
funden haben, ohne auf eine umfassende finanzielle
                                                  
7 Vgl. http:/www.ctknews.com vom 14. Juli 1998.Wirtschaft im Wandel 13/1998 5
Hilfe seitens anderer Regierungen angewiesen zu
sein, wie sie seit 1989 wiederholt in der Öffentlich-
keit und wissenschaftlichen Literatur vorgeschlagen
worden war8 (beispielsweise ein „Marshall-Plan“
für Osteuropa). Die Zuwachsraten des realen Brut-
toinlandsprodukts der Kandidaten der vielleicht „er-
sten Beitrittswelle” liegen, mit Ausnahme der
Tschechischen Republik, seit einigen Jahren über
der durchschnittlichen Wachstumsrate in der Union
(vgl. Abbildung 1). Sie sind ein Indikator dafür, daß
die Länder aus eigener Kraft gegenüber der Union
aufholen, obwohl der Abstand zum Durchschnitt
der Europäischen Union noch immer sehr hoch ist.
Nach Kaufkraftparitäten und pro Einwohner ge-
messen, lag das Bruttoinlandsprodukt Sloweniens
1996 noch um 46 vH unter dem EU-Durchschnitt
                                                  
8 Diesen Aspekt führt CZABA, L. an, in: Central Europe
on the Way to EU Accession: A State of Art Report.
Kopint-Datorg Discussion Papers, No. 48. Budapest
1997, S. 13.
und um 18 vH unter dem des derzeit ärmsten EU-
Mitglieds, Griechenland.9
Wenn weder aus der Handelsliberalisierung noch
aus dem Zugang zu EU-Fonds wesentliche Vorteile
erwachsen, aus welchen ökonomischen Gründen
drängen dann die mittel- und osteuropäischen Län-
der so vehement auf einen Beitritt? Sieht man von
politischen Gründen ab,10 so liefert die Liberalisie-
rung des Kapitalverkehrs die Antwort. Die Liberali-
sierung betrifft zwar langfristig auch den Faktor
Arbeit. Aller Erfahrung nach ist Arbeit aber nach
einer Liberalisierung international vergleichsweise
wenig mobil, auch wenn die Wanderungsbereit-
schaft einiger „Segmente“ des Arbeitsangebots
(hoch qualifizierte Fachkräfte, vielleicht auch Bau-
arbeiter) nicht unterschätzt werden darf. Mehr
                                                  
9 EU-15: 19.333 US-Dollar, Griechenland: 12.743 US-Dol-
lar. Vgl. OECD: National Account auf CD-ROM, 1998.
Slowenien: 10.433 US-Dollar. Berechnung des IWH.
10 Die mitteleuropäischen Beitrittskandidaten reagieren
insbesondere sehr sensibel auf politische Krisen in
Rußland.
Abbildung 1:
Wachstumsraten des realen BIP pro Jahr von fünf Beitrittskandidaten und der EU, 1993 bis 1998



















Quelle: Berechnungen des IWH auf Basis der nationalen statistischen Ämter und von EUROSTAT.Wirtschaft im Wandel 13/1998 6
noch:  In der modernen internationalisierten Wirt-
schaft liegt der besondere Vorteil eines Kapital-
transfer in seiner Verbindung mit einer höheren
Mobilität des personengebundenen technischen
Wissens, wie er in zunehmenden Maße in grenz-
überschreitenden Firmenkooperationen, transnatio-
nalen Korporationen und strategischen Allianzen
organisiert wird. Verglichen mit dem Anteil am
Bruttoinlandsprodukt hat Mittel- und Osteuropa
bisher sehr wenig an den Weltdirektinvestitionen
partizipiert (vgl. Tabelle 1). Auch die Zahl der
FuE-Partnerschaften, die nicht mit Direktinvestitio-
nen verbunden sind, war 1995, dem letzten stati-
stisch erfaßten Jahr, verglichen mit anderen Weltre-
gionen, extrem niedrig (vgl. Abbildung 2).
Durch die Einführung des Gemeinschaftsrechts
der Union, den acquis communautaire, und durch
die Beschränkung nationaler Währungs- und Fi-
nanzpolitik werden sich die institutionellen und ma-
kroökonomischen Rahmenbedingungen der Finan-
zierung in Mittel- und Osteuropa erheblich verbes-
sern. Dadurch werden die derzeit noch vergleichs-
weise hohen Risikoprämien auf den Einsatz von
Kapital in den Transformationsländern langfristig
auf ein Maß zurückgehen, das auch für die jetzige
Europäische Union gilt.
Die Verteilung des Einkommenseffektes, der aus
einer Senkung der Risikoprämie resultiert, wird al-
lerdings unterschiedlich ausfallen.11 Die neuen Mit-
glieder werden stärker daran partizipieren als die
jetzige Union. Daraus kann zweifelsohne für die EU
kein starker ökonomischer Anreiz für eine Oster-
weiterung stammen. Wichtiger ist jedoch, daß die
Union Stabilität nach Mittel- und Osteuropa expor-
tieren kann. Damit sinkt die Gefahr, daß unmittel-
bar vor der Haustür der Union Finanz-, Wachs-
tums- und vielleicht auch soziale Krisen ausbre-
chen. Diesen könnte sich die Union nämlich eben-
sowenig entziehen wie etwa die USA einer Krise in
Mexiko. Mit anderen Worten: Den Export bzw.
Import von Stabilität bietet nur eine Aufnahme
mittel- und osteuropäischer Länder in die EU. Alle
anderen Alternativen (EFTA, CEFTA, EWR, Teil-
mitgliedschaft) sind langfristig nur zweitbeste Lö-
sungen.
Werden die Unternehmen der mittel- und osteu-
ropäischen Länder bereits in vier Jahren dem
Wettbewerb in der EU standhalten können?
Es ist wichtig, daß sich junge Unternehmen der
Beitrittskandidaten, die an den Märkten anfänglich
unbekannt sind und Beziehungen zu Kunden und
Lieferanten erst knüpfen müssen, die oft genug un-
terkapitalisiert sind und marktgängige Produkte erst
entwickeln müssen, gegen mächtige Konkurrenz an
für sie neuen Märkten etablieren können. Vorlie-
gende quantitative Modelle zur Schätzung der Ver-
teilung der Einkommenseffekte setzen voraus, daß
die Unternehmen in den mittel- und osteuropäischen
Ländern zum Zeitpunkt ihres Beitritts wettbewerbs-
                                                  
11 BALDWIN, R. E.; FRANCOIS, J. F; PORTES, R.: The
Costs and Benefits of Eastern Enlargement: The Impact on
the EU und Central Europe, in: Economic Policy, April
1997, S. 125-175, schätzen den Einkommenseffekt aus
dem Rückgang der Risikoprämie auf ein um fast 19 vH
höheres BIP für sieben mittel- und osteuropäische Länder
verglichen mit 1992; die jetzige Union kann mit 0,2 vH
rechnen. Vgl. auch LANDESMANN, M.; PÖSCHL, J.:
Balance-of-Payments Contrained Growth in Central and
Eastern Europe and Scenarios of East-West Integration,
WIIW, Forschungsberichte No. 222, Wien 1995, die den
Effekt einer Lockerung der bestehenden „Zahlungsbilanz-
restriktion“ auf die jährliche Wachstumsrate des BIP
anhand eines Thornwall-Modells auf ein bis zwei
Prozentpunkte gegenüber dem gegenwärtigen
Assoziationsstatus schätzen.
Tabelle 1:
Bestand von Direktinvestitionen des Auslands in vH
des Bruttoinlandsprodukts verschiedener Regionen,
1980 bis 1997
1980 1985 1990 1995 1997
Welt 4,6 6,4 8,3 10,1 -
Industrieländer
(ausfließend) 6,5 7,5 9,8 11,5 -
EU (ausfließend) 6,3 10,4 11,8 14,6 -
Deutschland
(ausfließend) 5,3 9,7 10,1 10,8 -
Entwicklungslän




(einfließend) - 0,1 1,3 4,9 5,0
a Ohne Nachfolgestaaten des früheren Jugoslawiens.
Quelle: United Nations, World Investment Report 1997
(New York 1997). Annex table B.6.; 1997: Schät-
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fähig sind nicht nur, was die Technologie, das Wis-
sen, den Informationszugang, die Innovationsfähig-
keit, die allgemeinen unternehmerischen Fähigkeiten
usw., sondern auch die Kapitalausstattung betrifft.
Für viele dieser Faktoren bieten die gemeinhin ver-
wendeten Modelle keinen Platz. Um welche Dimen-
sionen es sich hier handeln kann, zeigen biographi-
sche Studien für Ostdeutschland.12
Ebenso wirklichkeitsfremd sind quantitative
Modelle, die annehmen, daß in den Transforma-
tionsländern bereits eine mit entwickelten Indu-
strieländern vergleichbare Kapitalausstattung im
Unternehmenssektor erreicht ist (Baldwin et al.).
Erst dann wäre eine vollständige Nutzung des
Rückgangs der Risikoprämie zu erwarten. Selbst
unter der unrealistischen Annahme, daß in den Bei-
trittsländern eine vergleichbare Kapitalausstattung
innerhalb von zehn Jahren nach einem Beitritt zur
EU erreicht wird, müßte faktisch der gesamte Ein-
kommenszuwachs investiert werden; für eine Kon-
sumsteigerung bliebe nichts übrig.13
                                                  
12 Diese Studien werden zur Zeit im IWH durchgeführt. Er-
ste Ergebnisse werden von LANG, C.: Start mit Hinder-
nissen – Ostdeutsche Unternehmerbiografien, in: IWH,
Wirtschaft im Wandel 14/1998 vorgestellt.
13 Vgl. RODRIK, D.: Welfare effects of the decline in risk
premium, in: Economic policy, April 1997, S. 170 ff.
Insofern sind derartige Berechnungen eines
Steady-State allenfalls langfristig relevant. Unklar
bleibt, wie, ob und wann die Unternehmen in den
Transformationsländern dieses Steady-State errei-
chen. Drei Fragen werden die Beitrittskandidaten
beantworten müssen:
(a) Werden ihre Unternehmen zum Zeitpunkt des
Beitritts soweit umstrukturiert sein, daß sie sich
mit Produkt- und Prozeßinnovationen auf dem
EU-Markt durchsetzen können?
(b) Wird zu diesem Zeitpunkt der Kapitalstock der
Unternehmen ausreichend erneuert worden sein?
(c) Werden die externen und (firmen-)internen Ar-
beitsmärkte so organisiert sein, daß Produkti-
vitäts- und Lohnentwicklung im Gleichschritt
marschieren?
In allen drei Bereichen bestehen in den Transfor-
mationsländern gegenwärtig noch erhebliche Defi-
zite. Im Handel mit der Europäischen Union domi-
niert noch immer inter-industrieller Handel, bei dem
Produkt- und Prozeßinnovationen kaum eine Rolle
spielen. Zwar steigt der Anteil des intra-industriel-
len Handels, der auf Produktdifferenzierung seitens
der Unternehmen beruht. Aber im Rahmen des in-
tra-industriellen Handels weisen die mittel- und ost-
europäischen Länder extrem hohe Anteile einer ver-
tikalen Struktur auf. Vertikale Strukturen bestehen
Abbildung 2:






















Quelle: United Nations, World Investment Report 1997 (New York 1997), Figure I.12.Wirtschaft im Wandel 13/1998 8
in einem Austausch von zwar im wesentlichen glei-
chen Gütern, aber mit unterschiedlichen Qualitäten
und unterschiedlichen Preisen. Dahinter stehen un-
terschiedlichen Technologien und Wertschöpfungs-
potentiale. Wettbewerbsfähig sind mittel- und osteu-
ropäische Unternehmen kaum bei neueren und tech-
nologisch fortgeschritteneren Produkten, insbeson-
dere im Maschinenbau. Die bisher stattgefundene
Liberalisierung des Handels hat an diesem Umstand
nicht viel geändert. Zwischen 73 vH und 93 vH des
gesamten intra-industriellen Handels waren 1996
vertikal dominiert.14
Die Finanzierung von Investitionen wird in den
Transformationsländern durch die wenig entwik-
kelten Finanzintermediäre (Aktienmärkte, Pensions-
fonds, Versicherungen) und den noch wenig trans-
formierten Bankensektor beschränkt. Die Öffnung
der Finanzmärkte Mittel- und Osteuropas für aus-
ländische Kapitalanleger hat mehr die Anfälligkeit
der Länder für Währungs- und Bankenkrisen erhöht
als ihre Funktion der Unternehmensfinanzierung
verbessert. Schließlich zeigt sich in vielen Ländern
ein Trend, wonach das Wachstum der Löhne das
der Produktivität übersteigt, so daß die Wettbe-
werbsfähigkeit vor allem im Verarbeitenden Ge-
werbe nachläßt.
Ein Indikator für die noch geringe Wettbewerbs-
fähigkeit der mittel- und osteuropäischen Länder ist
die gegenwärtig zu beobachtende Verschlechterung
ihrer Leistungs- und Handelsbilanzen (vgl. Tabelle
2). Natürlich kann ein Leistungs- oder Handelsbi-
lanzdefizit temporär tragbar sein; es muß dann aber
auch mit einer hohen Innovationsstärke der Wirt-
schaft, die sich in ausreichenden Produktivitätsver-
besserungen niederschlägt, verbunden sein. Dann
wäre eine wichtige Bedingung für einen intertempo-
ralen Ausgleich der Leistungsbilanz gegeben. Tat-
sächlich jedoch zeigen die meisten Beitrittskandi-
daten noch keinen hinreichenden Strukturwandel in
ihrer Industrie,15 bei dem man die Leistungs- und
Handelsbilanzentwicklung ohne Skepsis betrachten
könnte.
                                                  
14 Vgl. GABRISCH, H.; WERNER, K.: Structural conver-
gence – a case for industrial policy? IWH-Diskussionspa-
pier Nr. 81, 1998, S. 6-14.
15 Vgl. dazu Aktuelle Trends in Wirtschaft im Wandel 4/1998
(Produktivitätsfortschritte) und 5/1998 (Lohnkostenbelastung).
Tabelle 2:
Die Entwicklung der Handelsbilanz der beitrittswil-
ligen Länder, 1993, 1995 und 1997
- Saldo in vH des Bruttoinlandsprodukts -
1993 1995 1997
Bulgarien -12,4 -2,3 0,3
Estland -5,3 -19,2 -32,2
Lettland 2,5 -10,0 -19,0
Litauen -2,5 -15,8 -18,4
Polen -5,5 -5,2 -12,2
Rumänien -6,2 -6,6 -8,2
Slowakei -7,4 -1,1 -7,6
Slowenien -3,3 -6,3 -5,4
Tschechien 1,0 -7,1 -8,5
Ungarn -9,8 -5,7 -4,5
Quelle: Berechnungen des IWH auf Basis der Außenhan-
delsstatistiken der Länder.
Der Anstieg des Handels- und Leistungsbilanz-
defizits erhöht die Anfälligkeit der Länder gegen-
über Währungskrisen in anderen Regionen. Auslän-
dische Investoren könnten an der Stabilität des
Wechselkurses zweifeln und Kapital abziehen, so
daß sich die Finanzierungsbedingungen für die in-
ländischen Unternehmen verschlechtern.  Wie akut
dies ist, zeigt die Reaktion der Finanz- und Devi-
senmärkte der Transformationsländer auf die Wäh-
rungskrise Rußlands.16
Die Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit der
Volkswirtschaften Mittel- und Osteuropas wird
noch immer zu einseitig unter dem Aspekt institu-
tioneller Stabilität und Konvergenz gesehen. Die
Fähigkeit der Unternehmen, sich an neue Regeln
und Institutionen anzupassen, spielt immer noch
eine untergeordnete Rolle. Dies gilt auch für die
AGENDA 2000, in der die Europäische Kommis-
sion erwartet, daß die Einführung des Gemein-
schaftsrechts die Wettbewerbsfähigkeit des Unter-
nehmenssektors in Mittel- und Osteuropa stärken
wird. Dies gilt allenfalls langfristig. Kurzfristig
schafft das Gemeinschaftsrecht zweifelsohne trans-
parente und stabile institutionelle Bedingungen für
ausländische Investoren. Aber es schafft auch einen
Wettbewerbsvorteil für jene Unternehmen der
                                                  
16 Vgl. GABRISCH, H.; LINNE, T.: Rußland-Krise: Ur-
sachen, Folgen und Wege ihrer Überwindung, in: IWH,
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Union, die die Märkte der Beitrittsländer als wich-
tige Absatzgebiete ansehen. Diese Unternehmen
werden nämlich faktisch unter Bedingungen agie-
ren, die ihnen vertraut sind. Die Unternehmen der
Transformationsländer werden dagegen unter Be-
dingungen Entscheidungen treffen müssen, die ihnen
vorerst fremd sind. Ihre Anpassung an diese Bedin-
gungen verursacht Kosten, die ihre Wettbewerbsfä-
higkeit zunächst schmälern. Auch in Ostdeutsch-
land hat die schlagartige Einführung des bundes-
deutschen „Gemeinschaftsrechts” (und damit auch
des EU-Rechts) nicht ebenso schlagartig die ost-
deutschen Unternehmen wettbewerbsfähig gemacht.
Dafür ist offenbar ein langer Transformationspro-
zeß notwendig, der nicht nur Kapitaltransfer vor-
aussetzt, sondern auch Lernprozesse von Unter-
nehmen und Arbeitnehmern.
In den vergangenen Jahren haben die meisten
Beitrittskandidaten, gemessen an der Ausgangssi-
tuation 1989/90, beachtliche Transformationsfort-
schritte erzielt.17 Deren Effekt zeigt sich teilweise in
hohen Wachstumsraten und generell rückläufigen
Inflationsraten. In den vergangenen zwei, drei Jah-
ren sind auch Fortschritte in der Einführung des
EU-Gemeinschaftsrechts erzielt worden, wenn auch
im unterschiedlichen Ausmaße. In Polen beispiels-
weise sind bis Ende 1997 etwa 3.000 Rechtsvor-
schriften angepaßt worden, d.h. etwa ein Drittel der
erforderlichen.18 Es ist zu vermuten, daß es sich
dabei um eher einfache und wenig umstrittene Re-
geln gehandelt hat, während die schwierigeren Ge-
biete weitgehend ausgeklammert wurden. In beson-
derem Maße kritisiert die Kommission in ihrem
Weißbuch und in der AGENDA die in allen Län-
dern mangelhafte Umsetzung des Gemeinschafts-
rechts im Umweltschutz, in der Sozialgesetzgebung
und in der Anpassung des Beihilfenrechts. Hinzu
kommen Rückstände im Konsumentenschutz und
im Wettbewerbsrecht. Bis zum Jahr 2002 werden
hier weitere beachtliche Fortschritte erzielt werden
                                                  
17 Für einen Überblick vgl. insbesondere die verschiedenen
Berichte der Europäischen Bank für Wiederaufbau und
Entwicklung (EBRD) zum Fortgang der Transformation
(„Report on Transition“). London, verschiedene Jahr-
18 Rzadowe Centrum Studiów Strategicznych, Analiza i
ocena wp³ywu integracji Polski z Unii Europejskiej w
sferze spo eczno-ekonomicznej. Warschau, 1998, S. 14.
können. Aber die schwerere Wegstrecke liegt wahr-
scheinlich noch vor den Beitrittsländern – schwerer
deshalb, weil die Anpassungslasten für die Unter-
nehmen eher zunehmen. Ein Beispiel dafür ist die
Umstrukturierung der Eisen- und Stahlindustrie, die
fast überall hinter den Vorgaben der EU hinterher-
hinkt.  Bei diesem Stand der Dinge gibt es zwei
Möglichkeiten: Eine schnelle Osterweiterung müßte
mit langen Übergangsfristen in vielen Bereichen
verbunden sein, oder die Osterweiterung findet erst
zu einem späteren Zeitpunkt, als von den Beitritts-
kandidaten erhofft, statt.
Wird die Union bereits im Jahre 2002 institutionell
so stabil sein, daß neue Länder beitreten können,
ohne mit zusätzlichen Problemen konfrontiert zu
werden?
Die Schwierigkeiten, die die Union derzeit bei
der Durchführung der inneren Reformen, aber auch
bei der Entscheidung über den zukünftigen Finan-
zierungsrahmen 2000-2006 hat, gehen auf eine
zentrale Ursache zurück: Das politische Problemlö-
sungspotential ist nicht mit dem Problempotential
gewachsen. Diese Lücke birgt Risiken für beitre-
tende Länder. Das Problempotential ist zum einen
durch externe Zwänge gestiegen, insbesondere
durch die Verpflichtungen der Union gegenüber der
WTO auf dem Gebiet der Agrarpolitik. Zweitens
entwickelt sich das Gemeinschaftsrecht der Union
unter dem Eindruck der Währungsunion fort. Neue
Bereiche, etwa die Einbeziehung des Besteuerungs-
rechts, zeichnen sich ab, da die Länder nach dem
Wegfall des Wechselkurses und einer eigenen Geld-
politik auch durch Steuersenkungen keine nationa-
len Wettbewerbsvorteile erringen sollen. Die Kon-
vergenz dieser Politiken bürdet jedem beitretenden
Land Anpassungslasten auf. Für mittel- und osteu-
ropäische Länder handelt es sich um Anpassungsla-
sten, die zu den generellen Lasten der Transforma-
tion von der Plan- zur Marktwirtschaft und aus der
Einführung des bisherigen Gemeinschaftsrechts der
EU kommen. Drittens werden sich die Konvergenz-
kriterien verändern. Sie entwickeln sich weiter, etwa
in Form des Stabilitätspaktes. Die Mitglieder der
Union werden einander in Zukunft auch im fiskali-
schen Bereich stärker beobachten.19 Der Freiheits-Wirtschaft im Wandel 13/1998 10
grad der Wirtschaftspolitik wird also für die Bei-
trittsländer weiter sinken.
Die politische Verfassung der Union, also ihr
Regelwerk zur Lösung von Problemen, ist wie vor
40 Jahren durch einen diplomatischen Abstim-
mungsprozeß gekennzeichnet, der einer Sechser-
Gemeinschaft vielleicht angemessen war. Er hat je-
doch an Transparenz verloren, seitdem immer neue
Mitglieder hinzugekommen sind. Die Mitgliedschaft
in einer Union von 21 oder gar 26 Ländern (ein-
schließlich Zyperns), ohne daß diese Union zuvor
auch in ihrer politischen Verfassung reformiert
worden wäre, vergrößert die Lücke zwischen Pro-
blemlösungs- und Problempotential und schafft
neue Instabilitäten. Der Weg von einer Vertrags- zu
einer Verfassungsunion, wie er wahrscheinlich un-
vermeidlich ist, um das Problemlösungspotential zu
vergrößern, ist gegenwärtig überhaupt noch nicht
abzusehen. Die Länder Mittel- und Osteuropas sind
aber an einer stabilen Union interessiert, um die
notwendigen Anpassungsprozesse in ihrer Wirt-
schaft absehen und steuern zu können. Stabilität
und Transparenz sind die Voraussetzungen für er-
folgreiche Verhandlungen über Ausnahmeregelun-
gen und Übergangsbestimmungen, auf die die neuen
Mitgliedsländer angewiesen sein werden, um ihre
Volkswirtschaften hinreichend wettbewerbsfähig zu
machen.
Im Jahre 2002, dem Wunschdatum vieler Länder
für einen Beitritt, dürften die Effekte der Wäh-
rungsunion noch kaum abschließend beurteilt wer-
den können. Ein übereilter Beitritt birgt größere
wirtschaftliche Risiken als ein geduldiges Abwar-
ten. Gegenwärtig liegt die größte Gefahr darin, und
hier kann wiederum der Bezug zu den ostdeutschen
Erfahrungen hergestellt werden, daß  unrealistischer
Erwartungen geweckt werden, die nur in einer gro-
ßen Enttäuschung enden können. Die derzeit zu be-
obachtende Neigung der jeweiligen Regierung in
Mittel- und Osteuropa, die Frage der Unterstützung
eines Beitritts durch die Bevölkerung enger mit dem
Termin des Beitritts („bis zum Jahre 2002“) zu
verbinden, kann leicht in eine Sackgasse führen. Es
macht also keinen Sinn, den Beginn der Beitritts-




Faktoren wirtschaftlicher Erholung in Transformationsländern
– eine Wachstumskomponentenanalyse –
Hohe Wirtschaftswachstumsraten in Mittel- und
Osteuropa werden häufig als erste Anzeichen für
einen raschen Aufholprozeß der Transformations-
länder interpretiert. Für das letztendliche Ziel der
Transformationsländer einer nachholenden Ent-
wicklung ist jedoch zusätzlich ein technologischer
Aufholprozeß zu fordern, welcher sich in Produkti-
vitätssteigerungen niederschlagen sollte.
                                                  
19 Vgl. KLEIN, M.: Transition Economies and the European
Monetary Union: Convergence Criteria in the Next
Millenium, in: Polish Economic Society (Hrsg.): Meeting
the convergence criteria of EMU: Problems of countries in
transition. Polnische Ökonomische Gesellschaft. War-
schau 1997, S. 65-89.
Die hier vorgestellten Ergebnisse einer Wachs-
tumskomponentenanalyse für ausgewählte Trans-
formationsländer (Tschechien, Polen und Ungarn)
zeigen für den Zeitraum zwischen 1989 und 1996,
daß die Wirtschaftsentwicklungen in Polen und
Ungarn deutlich ausgeprägte Elemente ei
litativen’, also produktivitätsgestützten nachholen-
den Wachstums aufweisen: Das Wachstum in Po-
len und Ungarn rekrutierte sich fast ausschließlich
aus einer Erhöhung der Effizienz der Faktorein-
sätze in der Produktion. Im Gegensatz dazu spielte
im tschechischen Fall die Ausweitung des Einsatz-
faktors Kapital eine dominante Rolle. Hier ist für
den gesamten Untersuchungszeitraum bisher nochWirtschaft im Wandel 13/1998 11
eine Reduktion der Produktionseffizienz zu konsta-
tieren.
Nachdem die Länder Mittel- und Osteuropas zu
Beginn der 90er Jahre in eine tiefe, transformati-
onsbedingte Wirtschaftskrise abgeglitten waren,
stellte sich bereits nach wenigen Jahren eine wirt-
schaftliche Erholung mit zum Teil beachtlichem
Wachstum ein. Die Wachstumsraten einiger Trans-
formationsökonomien übertrafen den Durchschnitt
des Wirtschaftswachstums in der Europäischen
Union. Für Polen und in der jüngsten Zeit auch für
Ungarn und die baltischen Staaten zeichnen sich
sogar Wachstumsraten ab, welche sich mit den süd-
ostasiatischen Raten zwischen 1994 und 1997 ver-
gleichen lassen (vgl. Tabelle 1). Es stellt sich un-
mittelbar die Frage, wie diese Wachstumserfolge
zustande kommen und wie sie zu beurteilen sind.
Die nachfolgenden Ausführungen präsentieren
erstmals Ergebnisse einer Wachstumskomponenten-
analyse20 (‘growth accounting’) für die drei ausge-
wählten Transformationsökonomien Polen, Tschechien
                                                  
20 Die EBRD unternahm in ihrem jüngsten Transition Report
zwar auch eine Wachstumskomponentenanalyse. Zum ei-
nen umfaßt die Analyse jedoch einen Untersuchungszeit-
raum von 1995 bis 2010 und wird damit zu einer Projek-
tion. Zum anderen wurden wichtige Koeffizienten aus
Analysen westlicher Ökonomien übertragen und ignorie-
ren somit transformationsbedingte Besonderheiten.
und Ungarn. Die Analyse dient dazu, denjenigen
Anteil am Wirtschaftswachstum abzuschätzen, wel-
cher sich ursächlich auf Produktivi hungen
zurückführen läßt. Für Südostasien liegen derartige
Analysen bereits seit Ende der 80er Jahre vor; sie
haben in der wirtschaftswissenschaftlichen Literatur
zu einer lebhaften Kontroverse über die sogenannte
Nachhaltigkeit des Wachstumsprozesses (‘su-
stainable development’) geführt.21
Die Relevanz einer Wachstumskomponentena-
nalyse
In der Transformationsliteratur wird ein hohes
Wirtschaftswachstum meist als wirtschaftspoliti-
sches „Leitmotiv“ gefordert.22 Für eine langfristig
                                                  
21 Vgl. YOUNG. A.: A tale of two cities, in: NBER Macro-
economics Annual 7. MIT Press, Cambridge, Mass. 1992,
S. 13-54. – YOUNG, A.: Lessons from the East Asian
NICs: a contrarian view, in: European Economic Review
Papers and Proceedings, 1994. – YOUNG, A.: The tyranny
of numbers: confronting the statistical realities of the East
Asian growth experience. NBER Working Paper Nr. 4680,
1994, und LAU, L. J.; KIM, J. I.: The sources of economic
growth of the newly industrialising countries on the Pa-
cific Rim, in: Research Publication Nr. 295, Center for
Economic Policy, Stanford University. Stanford, CA 1992.
22 Vgl. etwa KORNAI, J.: Lasting growth as the top priority:
macroeconomic tensions and government economic policy
in Hungary. EBRD Working Paper Nr. 15, 1994.
Tabelle 1:
Wachstumsraten: ausgewählte Länder Mittel- und Osteuropas sowie Südostasiens und der EU
- Durchschnittliche reale Veränderung in vH auf Jahresbasis -
1989 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997
Polen 0,2 -11,6 -7,0 2,6 3,8 5,2 7,0 6,0 7,0
Tschechien
a 1,4 -1,2 -11,5 -3,3 -0,6 2,7 5,9 4,4 1,0
Ungarn 0,7 -3,5 -11,9 -3,1 -0,6 2,9 1,5 1,3 4,4
Estland -1,1 -8,1 -7,9 -14,2 -8,5 -1,8 4,3 4,0 11,4
Lettland 6,8 2,9 -10,4 -34,9 -14,9 0,6 -0,8 2,8 6,5
Litauen 1,5 -5,0 -13,4 -37,7 -24,2 1,0 3,0 4,2 6,0
Hongkong 2,8 3,4 5,1 6,3 6,1 5,4 3,9 4,9 5,0
Singapur 9,2 9,0 7,3 6,2 10,4 10,5 8,7 7,0 7,5
Südkorea 6,2 9,5 9,1 5,1 5,8 8,6 8,9 7,1 5,5
Taiwan 7,6 5,4 7,6 6,8 6,3 6,5 6,0 5,7 6,0
EU 3,5 3,0 1,6 1,0 -0,5 2,9 2,5 1,7 2,6
a  1989: CSFR.
Quellen: Nationale statistische Ämter; Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD); IWF und IWH.Wirtschaft im Wandel 13/1998 12
orientierte Entwicklung ist jedoch darüber hinaus zu
fordern, daß der technologische Rückstand abge-
baut wird (im entwicklungstheoretischen Konzept:
„nachholende Entwicklung“)23. Ein hohes Wirt-
schaftswachstum allein ist keine hinreichende Be-
dingung für einen Prozeß nachholender Entwick-
lung. Vielmehr kommt es darauf an, die Ausweitung
der Produktion über eine Erhöhung der Effizienz
des Faktoreinsatzes, also der Faktorproduktivitäten,
der Qualität der Produktionsfaktoren und der Ver-
besserung der Produktionstechnologie zu erreichen.
Ein Wachstum, welches sich ausschließlich auf eine
Ausweitung der Einsatzfaktoren des Produktions-
prozesses stützt,  kann keine nachholende Entwick-
lung begründen: Die Menge an verfügbaren Input-
ressourcen unterliegt einer absoluten Beschränkung
oder die Ausschöpfungspotentiale der Faktoren sto-
ßen an eine Rentabilitätsgrenze. Zwar wird die
Ausweitung des Kapitalstocks nicht auf natürliche
Art beschränkt (wie dies beim Beschäftigungspo-
tential – unter Vernachlässigung von Migration –
typischerweise der Fall ist), doch unterliegen Inve-
stitionen in neues Produktivkapital dem Gesetz ab-
nehmender Grenzerträge.24
In der jüngeren Vergangenheit konnte über-
durchschnittliches wirtschaftliches Wachstum in ei-
nigen südostasiatischen Ländern vorwiegend durch
Investitionen fortgeschrieben werden, welche nur
geringe Produktivitätseffekte generieren konnten.
Diese Situation erinnert an die periodenweise hohen
Wirtschaftswachstumsraten in der Sowjetunion und
in den anderen sozialistischen Planwirtschaften.
Entweder ging das Wachstum auf die Mobilisierung
von Arbeitskräften oder – wie etwa in den 70er Jah-
ren in Polen – auf Kapitalimporte zurück. Die heu-
tige Wachstumsdebatte erinnert also an die Debatte
über „extensives“ und „intensives“ Wachstum, die
in den sozialistischen Ländern in den 60er Jahren
im Zusammenhang mit ersten Reformversuchen
                                                  
23 Vgl. GERSCHENKRON, A.: Economic Backwardness in
Historical Perspective. Harvard University Press. Cam-
bridge, Mass. 1962.
24 „Mere increases in inputs, without an increase in the effi-
ciency with which those inputs are used – investing in
more machinery and infrastructure – must run into dimin-
ishing returns; input-driven growth is inevitably limited“.
KRUGMAN, P.: The myth of East Asia’s miracle. Foreign
Affairs, Vol. 73, Nr. 6, 1994, S. 67.
aufkam. Im direkten Vergleich mit dem Westen wa-
ren die sozialistischen Ökonomien ja deshalb unter-
legen, weil sie den „Übergang“ vom extensiven zu
intensiven Wachstum nicht schafften.
Für die Analyse der Transformationsökonomien
gewinnt diese Frage insofern an Bedeutung, da sie
aufgrund ihrer Industrialisierungsgeschichte nicht
mehr über ausreichend Potential an unbe ten
Arbeitskräften verfügen, um einen Pro ho-
lender Entwicklung ausschließlich auf eine Aus-
weitung des Faktoreinsatzes zu stützen. In Südost-
asien konnte die Umschichtung von Arbeitskräften
aus der landwirtschaftlichen Subsistenzwirtschaft in
arbeitsteilig organisierte Produktionen ein über-
durchschnittliches Wachstum über Jahrzehnte zu-
lassen. Dagegen bildet die Subsistenzwirtschaft in
keiner der drei hier untersuchten Ökonomien eine
relevante Größe. Dies gilt auch für Polen mit sei-
nem relativ hohen Anteil der Landwirtschaft an der
gesamtwirtschaftlichen Beschäftigung und am BIP.
Desweiteren nehmen in Polen und Ungarn die Ar-
beitslosenquoten stetig ab, alle drei Ökonomien
weisen bereits einstellige Quoten auf. Nachholendes
Wirtschaftswachstum in Transformationsökono-
mien wird daher mittel- bis langfristig auf Produk-
tivitätssteigerungen beruhen müssen.
Die Methode der Wachstumskomponentenanalyse
Die Methode der Wachstumskomponentenzerle-
gung ist ein Verfahren zur qualitativen Analyse von
Wirtschaftswachstum und beruht auf Pionierarbei-
ten von Solow (1957) und Denison (1967).25 Ihre
Forschung zielte ursprünglich darauf, dauerhaft
unterschiedliche Wachstumsraten in und zwischen
industrialisierten Ökonomien zu erkl ren.
Die Analyse zerlegt Wirtschaftswachstumsraten
in seine Komponenten, indem zwischen den
Wachstumsquellen einer Ausweitung der Einsatz-
faktoren einerseits und einer Erhöhung der Effizienz
des Faktoreinsatzes andererseits unterschieden wird
(siehe Kasten). Der Wachstumsbeitrag einer Erhö-
hung der Effizienz des Faktoreinsatzes (die soge-
                                                  
25 Vgl. SOLOW, R. M.: Technical change and the aggregate
production function. Review of Economics and Statistics,
Nr. 39, August 1957, S. 312-320. – DENISON, E. F.: Why
growth rates differ, postwar experience in nine Western
countries. Washington, D.C. 1967.Wirtschaft im Wandel 13/1998 14
Die Ergebnisse der Kalkulation der jährlichen
durchschnittlichen Wachstumsbeiträge für die Un-
tersuchungsperiode sind in Tabelle 2 zusammenge-
faßt. Die hier gewählte Darstellungsform erlaubt
zwar ein übersichtliches Ablesen der Ergebnisse,
jedoch muß auf die Durchschnittsbildung über die
gesamte Untersuchungsperiode, welche Vorzei-
chenwechsel in den Raten aufweist, hingewiesen
werden.
Auf den ersten Blick fallen deutliche Unter-
schiede zwischen den drei untersuchten Ökonomien
auf: Während Ungarn und Polen positive Wachs-
tumsbeiträge der TFP mit jeweils 1,4 vH und 1,6
vH aufweisen, verbleibt der Wert in Tschechien ne-
gativ. Damit scheint sich, über die Periode hinweg
betrachtet, die Effizienz des Faktoreinsatzes in Po-
len und Ungarn verbessert und in Tschechien insge-
samt verschlechtert zu haben. Es kann weiter inter-
pretiert werden, daß das Wirtschaftswachstum Po-
lens und Ungarns vollständig auf einer Verbesse-
rung der TFP beruhte: Die Summen der kalkulierten
Wachstumsanteile der Einsatzfaktoren blieben für
die Untersuchungsperiode negativ. Obwohl Ungarn
im Gegensatz zu Polen sein Vorkrisenniveau des
gesamtwirtschaftlichen Produkts bis 1996 noch
nicht erreicht hatte, ist Ungarns TFP-Rate des BIP
nur geringfügig niedriger als die Polens. Damit fällt
in Ungarn der positive Wachstumsimpuls einer
Verbesserung der TFP relativ zur Entwicklung des
BIPs stärker als im polnischen Fall aus; Ungarn
weist einen größeren Anteil „qualitativen“, also
produktivitätssteigernden Wirtschaftswachstums
auf.
Nur im Fall Tschechiens indiziert die kalkulierte
TFP-Rate keinen positiven Wachstumsimpuls,
vielmehr scheint die ungünstige Entwicklung der
Produktionseffizienz zwischen 1989 und 1996 zum
Rückgang der wirtschaftlichen Aktivität beigetragen
zu haben: Die Reduktion der TFP fiel sogar stärker
aus als der Rückgang des BIPs. Bei Betrachtung
der Entwicklung der Einsatzfaktoren kann vermutet
werden, daß die TFP-Rate in Tschechien noch in
erheblichem Maße durch einen Kapazitätseffekt be-
einflußt wird: Relativ zur Reduktion wirtschaftli-
cher Aktivität wurde der Beschäftigungsüberschuß
in den Unternehmen (‘overmanning’) nur ungenü-
gend abgebaut, was auf weiterhin erhebliche Be-
schäftigungsreserven in den Unternehmen hinweist.
Darauf deutet auch die Arbeitslosenquote Tsche-
chiens hin, die im mittel- und osteuropäischen Ver-
gleich niedrig ausfällt.
Dem Produktionsfaktor Kapital läßt sich dar-
über hinaus ein Wachstumsbeitrag zurechnen, wel-
cher höher als das tatsächliche BIP-Wachstum aus-
fällt. Zwar indiziert damit auch die Entwicklung des
Kapitalstocks in Tschechien einen ungenügenden
Abbau der Bestände an Einsatzfaktoren. Allerdings
könnte eingewendet werden, daß die in offiziellen
Statistiken Tschechiens ausgewiesenen Abschrei-
bungsraten im Vergleich mit Polen und Ungarn zu
gering bleiben. Ein Test mit harmonisierten Ab-
schreibungsraten, die für alle drei Länder gleich
sind, führte jedoch zu keinen signifikant anderen
Ergebnissen28 – dank der geringen Gewichtung
durch die individuellen Gewinnquoten.
                                                  
28 Dieser Test normierte das durch die Integration verur-
sachte Ansteigen der Abschreibungsraten unter Verwen-
dung der Ergebnisse von FALK, M. et al.: Making sense
of the J-curve: capital utilisation, output, and Total Factor
Productivity in Polish industry 1990-1993. Working Paper
Tabelle 2:
Komponenten wirtschaftlichen Wachstums in Polen, Tschechien und Ungarn, 1989 bis 1996
- Jährliche durchschnittliche reale Veränderung in vH -
Wachstum Wachstum der Faktoren durchschnittliche Wachstumsbeitrag der Komponenten
des BIP Arbeit Kapital Lohnquote 
a Arbeit Kapital TFP
Polen 0,6 -1,4 -0,2 61,9 -0,9 -0,1 1,6
Tschechien -0,3 -0,7 2,4 69,7 -0,5 0,7 -0,5
Ungarn -1,7 -4,9 1,3 72,3 -3,5 0,4 1,4
a  Arithmetisches Mittel.
Quellen: Nationale statistische Ämter; Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBRD); Berechnungen des IWH.Wirtschaft im Wandel 13/1998 15
Die vergleichsweise nur schwache Veränderung
der TFP in Tschechien wirft die Frage auf, ob das
Niveau der Produktivität höher als in Polen und
Ungarn ist. Dies ist nicht zu vermuten. Empirische
Untersuchungen zeigen, daß die historischen Pro-
duktivitätstrends in Ungarn und Polen nicht so stark
von der Tschechiens abweichen, daß dies ein erklä-
render Faktor wäre.29 Es gibt auch empirische
Hinweise darauf, daß die Produktivi
wichtigen tschechischen Industrien zu Beginn der
Transformation niedriger als in den entsprechenden
ungarischen Branchen lagen.30
Die hier präsentierten Interpretationen müssen
mit größter Vorsicht betrachtet werden: Hinter der
Durchschnittsbildung über den bisherigen Trans-
formationsprozeß hinweg verbergen sich negative
wie positive Raten sowohl für das Wirtschafts-
wachstum als auch für die Entwicklung der Pro-
                                                                          
Nr. 734 1996, Institute for World Economics, Kiel. Ihre
Kalkulationen ergeben, daß die Nutzungsintensität des be-
stehenden Kapitalstocks zwischen 1990 und 1993 um ei-
nen Anteil von 43 vH abnahm.
29 Vgl. DYKER, D. A.: Technology policy and the produc-
tivity crisis in Eastern Europe and the Former Soviet Un-
ion. Economic Systems, Vol. 18, Nr. 2, 1994, S. 75.
30 Vgl. HITCHENS, D. et al.: The comparative productivity
of manufacturing plants in the Czech Republic and Hun-
gary. Economic Systems, Vol. 19, Nr. 3, 1995, S. 196.
duktionsfaktoren und ihrer Wachstumsbeiträge. Für
Tschechien und vor allem für Ungarn ergeben sich
sogar negative durchschnittliche Wirtschafts-
wachstumsraten. Die jeweiligen Trendwechsel der
Entwicklung der TFP-Raten bleiben in dieser Dar-
stellung verdeckt.
Die Entwicklung der Wachstumsbeiträge der
TFP (vgl. Abbildung) und ihr Verlauf im Untersu-
chungszeitraum dient der Präzisierung der bisheri-
gen Ergebnisse. Es zeigt sich unmittelbar, daß mit
Beginn der Transformationskrise die TFP-Raten
stark in den negativen Bereich gerieten, während im
Zuge der nachfolgenden wirtschaftlichen Erholung
der TFP positive Wachstumsbeiträge zuzurechnen
sind.
Dies könnte insbesondere darauf zurückzuführen
sein, daß in der ersten Transformationsphase die
Unternehmen auf die verschiedenen Schocks (Prei-
se, Subventionen, außenwirtschaftliche Öffnung)
noch nicht marktwirtschaftlich reagierten und Ka-
pazitäten vor allem in der Beschäftigung nur zöger-
lich reduzierten. Aber auch in Marktwirtschaften
hinkt die Anpassung „nach unten“ bei den Einsatz-
faktoren typischerweise der Reduktion wirtschaftli-
cher Aktivität hinterher.31 Solche Anpassungslags
lassen sich auf die Laufzeit von Verträgen, auf
Transaktionskosten und auch auf optimistische Zu-
Abbildung:
TFP-Raten des BIPs in Tschechien, Polen und Ungarn, 1989-1996
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kunftserwartungen zurückführen. Weitet sich im
Zuge wirtschaftlicher Erholung die Produktion wie-
der aus, so können brachliegende Faktorressourcen
wieder in den Produktionsprozeß einbezogen wer-
den. Investitionen in neue Produktionsfaktoren wer-
den so nicht erforderlich und das Wirtschafts-
wachstum scheint primär aus einer Verbesserung
der Effizienz der Faktorverwendung zu entstehen.
Die TFP-Rate des BIPs wird somit sowohl im ne-
gativen als auch im positiven Bereich überzeichnet;
es handelt sich um einen Kapazitätseffekt.
Für Marktwirtschaften würde man eine Zyklus-
bereinigung der TFP-Raten vornehmen, um deren
strukturellen Kern zu ermitteln. In Transforma-
tionsökonomien geht es eher um eine Bereinigung
vom „J-Kurvenverlauf“, d.h. der typischen Erho-
lung nach einem schweren Transformationsschock.
Je weiter die untersuchten Ökonomien in ihrer je-
weiligen Erholungsphase fortgeschritten sind, desto
geringer wird der Kapazitätseffekt ausfallen. Damit
liegt es nahe, die Periodisierung der Wachstums-
komponentenanalyse über den gesamten Zeitraum
des bisherigen „J-Kurvenverlaufs“ des Resi
von 1989 bis 1996 – hinweg zu wählen. Erst die
zukünftigen Wachstumsraten der hier untersuchten
Ökonomien können tatsächlich Unverzerrtheit hin-
sichtlich des Kapazitätseffektes der Transforma-
tionskrise garantieren.
Aus der Diskussion der Ergebnisse der Wachs-
tumskomponentenanalyse kann somit interpretiert
werden, daß die wirtschaftliche Erholung in Polen
und vor allem in Ungarn vermutlich vorwiegend auf
Effizienz- und Produktivitätsverbesserungen beruht.
Für Tschechien indiziert die Ana -
passung der Produktionsverhältnisse an die neuen
wettbewerblichen Bedingungen bisher nur ungenü-
gend stattgefunden hat. Die notwendigen Reformen
könnten bisher noch zu kurz gegriffen haben. Insbe-
sondere die tschechische Konkursgesetzgebung als
auch die sogenannte „Voucher-Privatisierung“ ha-
ben dem Anschein nach bisher nur geringe Effekte
der Erhöhung der Effizienz des Faktoreinsatzes ge-
bracht. Eine weiter fortschreitende Härtung der
Budgetbeschränkung, welche wohl mit einer weite-
ren Umschichtung der Produktionsfaktoren einher-
gehen wird, kann demnach die Bedingungen für ein
nachholendes Wirtschaftswachstum in der tschechi-
schen Ökonomie noch deutlich verbessern.
Johannes Stephan
(jsn@iwh.uni-halle.de)
Die Wirtschaftslage in China:
Leichte Abwertung erst mittelfristig zu erwarten*
Bereits vor dem Beginn der Asienkrise hatte
sich das chinesische Wirtschaftswachstum, das in
der ersten Hälfte der neunziger Jahre zweistellige
Raten erreicht hatte, deutlich abgeschwächt. Zu
einem gewissen Maß war diese Abschwächung im
Zuge der Inflationsbekämpfung erwünscht. Nicht
nur die Inlandsnachfrage, sondern auch die Ex-
portnachfrage hat deutlich an Dynamik verloren.
Die Absatzmöglichkeiten chinesischer Unterneh-
                                                  
31 Neben Arbeitskräften wird meist auch Produktivkapital im
Unternehmen weitergeführt, ohne jedoch zum Produk-
tionsprozeß beizutragen. Dieser Effekt wird in der Litera-
tur als ‘endogenous depreciation’ bezeichnet. Vgl. etwa
SOLOW, R. M.: Investment and technical progress, in Ar-
row, K. J.; Karbin, S.; Suppes, P. (eds): Mathematical
methods in the social sciences 1959. Stanford University
Press. Stanford 1959.
men im Ausland haben sich im Zuge der Asienkrise
zugespitzt, und es ist nicht zu erwarten, daß das
von der Regierung für dieses Jahr gesetzte Wachs-
tumsziel in Höhe von 8 vH realisiert werden kann.
Die Abwertung der Währungen der südostasia-
tischen Krisenländer und des japanischen Yen, der
wirtschaftliche Zusammenbruch in diesen Ländern
und die steigende Arbeitslosigkeit in China nähren
Zweifel daran, ob der fixe Wechselkurs des chine-
sischen Yuan zum US-Dollar aufrechtzuhalten ist.
Gegen eine Abwertung sprechen in erster Linie der
resultierende Vertrauensverlust, die Gefahr einer
                                                  
* Dieser Beitrag ist während eines Studienaufenthalts von
Frau Prof. Sun Xiaoqing vom Institute of Contemporary
International Relations, Peking, im Sommer am IWH ent-
standen.Wirtschaft im Wandel 13/1998 17
induzierten Inflationsbeschleunigung und ein
möglicher Handelskonflikt mit den USA, mit denen
China einen hohen Handelsbilanzüberschuß er-
zielt. Angesichts des niedrigen Niveaus und des
geringen Anstiegs der Lohnstückkosten in China
dürfte sich die Verschlechterung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit bisher in Grenzen hal-
ten.
Sofern es nicht zu einer deutlichen Verschär-
fung der Krise in Asien kommt, ist eine baldige
Abwertung des Yuan daher nicht zu erwarten.
Mittelfristig dürfte es eine leichte Abwertung in-
folge eines abnehmenden Leistungsbilanzüberschus-
ses und einer expansiven Finanzpolitik geben.
Wachstumsabschwächung und Asienkrise
Die wirtschaftliche Entwicklung in China hat
sich in den vergangenen Jahren merklich abge-
schwächt. Die Wachstumsrate des Bruttoinlands-
produktes ist im Jahre 1997 auf 8,8 vH gesunken.
In den Jahren zuvor hatte China Wachstumsraten
von zum Teil deutlich über 10 vH erreicht (vgl. Ta-
belle 1). Für 1998 hat sich die chinesische Regie-
rung ein Wachstumsziel von 8 vH gesetzt. Im ersten
Quartal dieses Jahres nahm das Bruttoinlandspro-
dukt jedoch nur mit einer Jahresrate von 7,2 vH zu.
 Die Ursachen für die Abschwächung der Wirt-
schaftsentwicklung liegen zum Teil in der restrikti-
veren Wirtschaftspolitik seit 1993 begründet. Im
Jahre 1992 wies die chinesische Wirtschaft deutli-
che Überhitzungserscheinungen auf. Die Anlagein-
vestitionen stiegen rapide an und die Inflationsrate
schnellte empor. Trotz der im Jahre 1993 eingelei-
teten restriktiven Wirtschaftspolitik blieben die In-
dustrieproduktion, die Anlageinvestitionen und In-
flationsrate auf einem hohen Niveau. Im Jahre 1995
wurde der wirtschaftspolitische Restriktionsgrad
durch eine strengere Geldmengenkontrolle und eine
Reduzierung der staatlichen Investitionen verstärkt,
wodurch das Wachstum gedämpft wurde.
Die weitere Abschwächung des Wachstums seit
1997 ist zum Teil eine Folge dieser Stabilisierungs-
politik. Jedoch hat sich die im Laufe dieses Jahres
verschärfende Asienkrise aufgrund der stark dämp-
fenden Wirkung auf den chinesischen Export die
wirtschaftliche Abschwächung zugespitzt.
Der Anstieg der Inlandsnachfrage hat sich deut-
lich verringert. Dabei ist die verlangsamte Zunahme
des privaten Verbrauchs in erster Linie auf die stei-
gende Arbeitslosigkeit zurückzuführen, die ihrer-
seits die Kaufkraft beschränkt. Das Angebot an
Konsumgütern in den Städten übersteigt teilweise
die Nachfrage, und in manchen Industriebereichen
wie Fernsehtechnik, Klimaanlagen, Kühl
Textilprodukten und Waschmitteln haben sich
Überkapazitäten herausgebildet. Diese Überkapa-
zitäten bremsen die Anlageinvestitionen in den be-
troffenen Branchen.
Die Exportchancen chinesischer Unternehmen
wurden bereits vor Beginn der Asienkrise durch die
Aufwertung des US-Dollar geschmälert, da der Au-
ßenwert der chinesischen Währung – des Yuan – an
den US-Dollar gekoppelt ist. Seit der Finanz- und
Wirtschaftskrise in Asien ist der Export insbeson-
dere durch den Abwertungswettlauf der betroffenen
asiatischen Währungen beeinträchtigt worden. Nach
der Abwertung des japanischen Yen in den letzten
Monaten steht die chinesische Wäh -
ßerst großem Druck. Die Entschei -
rechterhaltung des Wechselkurses zum US-Dollar
kann von dieser Seite bedroht werden. Dies gilt um
so mehr, als sich gegenwärtig ein 
Auslandsdirektinvestition abzeichnet.
Durch die Wachstumsabschwächung machen
sich bestehende Probleme im Unternehmenssektor
stärker bemerkbar. Nach offiziellen Angaben
schreiben etwa 40 vH der zumeist klein- und mittel-
Tabelle 1:
Ausgewählte Wirtschaftsindikatoren
- Veränderung gegenüber dem Vorjahr, in vH -
1993 1994 1995 1996 1997
Bruttoinlands-
produkt (real) 13,5 11,8 10,2 9,7 8,8
Anlageinvesti-
tionen (real) ... ... 27,8 19,1 11,1
Industriepro-
duktion (real) 20,7 ... 13,6 12,3 ...
Geldmengen-
aggregat M2 42,8 35,1 29,5 25,3 ...
Verbraucher-
preisindex ... 21,7 14,8 6,1 2,2
Quellen: Asian Development Bank; Economic Daily, Peking,
15. April 1998; Finance News, China, März 1998.Wirtschaft im Wandel 13/1998 18
ständischen Staatsbetriebe rote Zahlen.32 Diese Be-
triebe haben erhebliche Absatzschwierigkeiten. Das
Bankensystem steht infolge eines hohen Bestands an
„faulen“ Krediten vor einer Finanzkrise. Von den
notleidenden und  uneinbringbaren Krediten entfal-
len  mindestens 40 vH auf den Staatssektor und
konzentrieren sich dabei insbesondere auf zwei Be-
reiche: die Staatsbetriebe und den Immobiliensek-
tor. Da die chinesische Regierung jedoch explizit
die Zahlungsfähigkeit der Staatsbanken garantiert,
ist das Risiko eines Schwundes an öffentlichem
Vertrauen zur Zeit begrenzt.
Situation am Arbeitsmarkt verdüstert sich
Die offizielle Arbeitslosenquote lag auch im
Jahre 1997 mit 3 vH noch auf einem niedrigen Ni-
veau. Die tatsächliche Arbeitslosigkeit ist jedoch
deutlich höher zu veranschlagen und erreichte
schätzungsweise zwischen 7,5 vH und 12 vH. In ei-
nigen Provinzen stellt sich die Lage am Arbeits-
markt bereits als äußerst prekär dar.
Für die zunehmende Arbeitslosigkeit in China
gibt es mehrere Ursachen:
Erstens befindet sich China in einer Phase des
Strukturwandels, in der zunächst mehr Arbeits-
plätze vernichtet als geschaffen werden. Die Be-
schäftigung in der Landwirtschaft nimmt rapide ab.
Zugleich kann die Industrie die überschüssigen Ar-
beitskräfte aus der Landwirtschaft nur begrenzt
aufnehmen, zumal es auch in diesem Bereich Be-
schäftigungsprobleme gibt. Die infolge des Struk-
turwandels reduzierte Beschäftigung in den tradi-
tionellen Industriezweigen, wie dem Textilgewerbe
und dem Bergbau, ist innerhalb der arbeitsintensi-
ven Industriezweige nicht aufzufangen und auch in
den innovationsorientierten Branchen können die
neu geschaffenen Arbeitsplätze die verlorenen Stel-
len nicht ausgleichen.
Zweitens drängen in China seit einigen Jahren
die geburtenstarken Jahrgänge auf den Arbeitsmarkt
und die Erwerbsbeteiligungsquote der Frauen ist
unvermindert hoch, so daß die verringerte Arbeits-
nachfrage mit einem erhöhten Arbeitsangebot zu-
sammentrifft.
                                                  
32 Vgl. ECONOMIC DAILY. Peking, 15. April 1998.
Drittens ist die Beschäftigung in den ehemaligen
Staatsunternehmen im Zuge der Privatisierung ge-
sunken und die verdrängten Arbeitskräfte wurden
nur in begrenztem Umfang von nichtstaatlichen
Unternehmen aufgenommen.
Viertens hat die seit einigen Jahren restriktive
Wirtschaftspolitik dämpfend auf die wirtschaftliche
Aktivität gewirkt und damit merklich, wenn auch
nicht entscheidend, zum Anstieg der Arbeitslosig-
keit beigetragen.
Weiterhin weiche Landung zu erwarten
Nach der „weichen Landung“ im Anschluß an
die Restriktionspolitik der Jahre 1993 und 1995
stabilisierte sich die Inflationsrate auf niedrigem
Niveau (1997: 2,2 vH), obwohl die Zentralbank
zwischen Mai 1996 und Juli 1998 in fünf großen
Schritten die Zinsen reduziert hat.
In der Außenwirtschaft verzeichnet China einen
langjährigen Zahlungsbilanzüberschuß. Seit 1990
hat China nahezu kontinuierlich einen Handelsbi-
lanzüberschuß erzielt. Nur das Jahr 1993 bildete in-
folge der wirtschaftlichen Überhitzung eine Aus-
nahme. Im Jahre 1997 wuchs der Außenhandel um
10 vH auf 320 Mrd. Dollar. Davon betrug der Ex-
port 180 Mrd. Dollar (+20 vH) und der Import
140 Mrd. Dollar (+1 vH). Der Überschuß betrug
damit 40 Mrd. Dollar. 1996 lag der Überschuß bei
122 Mrd. Dollar, 1995 bei 166 Mrd. Dollar.33
Die hohen Devisenreserven von über 140 Mrd.
US-Dollar34 bilden einen starken Puffer gegen den
derzeitigen Abwertungsdruck. Die Auslandsver-
bindlichkeiten Chinas betragen 118,6 Mrd. US-
Dollar und machen damit 14 vH des Bruttoinlands-
produktes aus.35 Die gesamte Auslandsverschul-
dung Chinas beläuft sich auf knapp 70 vH der Ex-
porte und ist damit deutlich niedriger als der regio-
nale Durchschnitt von 99 vH. China hat zudem nur
zu einem geringen Anteil kurzfristige Auslandsver-
bindlichkeiten. Diese belaufen sich auf ca. 12,5 vH
des gesamten Volumens an Fremdwährungskredi-
                                                  
33 AUSLANDSINFORMATIONEN, Konrad-Adenauer-Stif-
tung e.V., Nr. 3, 1998.
34 Vgl. WIRTSCHAFTSWOCHE, Nr. 12, 1998.
35 Vgl. ifo SCHNELLDIENST Nr. 9, 1998, S. 16 und FAR
EAST ECONOMIC REVIEW. Hongkong, 5. Februar
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ten.36 Demgegenüber ist beispielsweise Thailand
mit einem Anteil der kurzfristigen Krediten an der
Auslandsverschuldung in Höhe von 50 vH belastet.
Beschränkte „Schutzwand“ gegen Finanzkrise in
Die Konvertibilität des Yuan gilt bisher nur für
die Leistungsbilanz, nicht aber für die Kapitalbi-
lanz. Der Yuan ist somit nur teilweise konvertier-
bar. Ausländisches Kapital hat nur zu dem Teil-
segment des Wertpapiermarkts Zugang, der in
Fremdwährungen abgewickelt wird und ist von dem
Teilsegment, auf dem Wertpapiere in einheimischer
Währung gehandelt werden, ausgeschlossen. Auf-
grund dieser begrenzten Währungskon
und infolge der noch wenig entwickelten chinesi-
schen Geld- und Kapitalmärkte ist China nur in re-
lativ geringem Maße in das internationale Marktge-
schehen in Ost- und Südostasien integriert.
Durch die Finanzkrise in Asien hat sich der
Zeitpunkt der Einführung der vollständigen Kon-
vertibilität des chinesischen Yuan wesentlich hin-
ausgeschoben.
Chinesische Währung seit Beginn der Asienkrise
unter Abwertungsdruck
Bis Mitte 1997 stand die chinesische Währung
Yuan unter einem leichten Aufwertungsdruck. Die
makroökonomischen Fundamentalfaktoren deuteten
auf eine etwa vierprozentige Aufwertung gegenüber
dem US-Dollar hin. Die Inflationsrate war von
21,7 vH im Jahre 1994 auf 6,6 vH im Jahre 1996
und 2,2 vH im Jahre 1997 gesunken. China erzielte
über Jahre hinweg einen Leistungsbilanzüberschuß
und gleichzeitig auch einen Zahlungsbilanzüber-
schuß. Die Devisenreserven stiegen kontinuierlich
an und erreichten 1996 ein Niveau von über
130 Mrd. US-Dollar (Ende 1997: 140 Mrd. US-
Dollar).
Seit dem Ausbruch der Finanz- und Wirt-
schaftskrise in Südostasien hat sich der Aufwer-
tungsdruck in einen Abwertungsdruck verwandelt.
Zum einen hat die Krise die wirtschaftliche Ent-
wicklung in China beeinträchtigt und zum anderen
treten nun die hausgemachten, binnenwirtschaftli-
                                                  
36 Vgl. ifo-SCHNELLDIENST Nr. 9, 1998, S. 16.
chen Probleme Chinas immer stärker zum Vor-
schein.
Durch die Währungsabwertungen der Krisen-
länder sind Exporteure aus Japan und Südostasien
in der Lage, ihre Güter  billiger auf dem Weltmarkt
anzubieten. Chinesische Unternehmen, die bereits
mit einer Abschwächung der Binnennachfrage kon-
frontiert waren, sehen sich somit einer stärkeren
Konkurrenz gegenüber und müssen mit Marktan-
teilsverlusten rechnen. Durch die krisenbedingten
Abwertungen und den wirtschaftlichen Einbruch
verlieren diese Staaten zudem an Kaufkraft. Eine
deutlich verminderte Aufnahmefähig
aus China zeichnet sich bereits ab. Auch werden die
chinesischen Exportmärkte in Drittländern teilweise
durch die Konkurrenz aus den Abwertungsländern
in Südostasien gefährdet. Der Abwertungsdruck
wird daher immer größer. Die entscheidende Frage
ist derzeit, ob China versuchen wird, den von den
Krisenländern ausgehenden negativen Wachstums-
impulsen durch eine Abwertung der chinesischen
Währung zu begegnen. Im folgenden wird darge-
legt, daß die aus einer Abwertung resultierenden
Nachteile die Vorteile überwiegen würden.
Merkliche Nachteile einer derzeitigen Abwertung
China befindet sich zur Zeit in einem Dilemma.
Eine Abwertung des Yuan würde auf der einen
Seite wirtschaftliche Vorteile über die Anregung des
Außenhandels mit sich bringen, andererseits aber
auch negative Wirkungen nach sich ziehen, die so-
wohl im wirtschaftlichen als auch im politischen
Bereich angesiedelt sind.
Erstens dürfte sich eine Abwertung negativ auf
die ausländischen Direktinvestitionen auswirken, da
sich durch die Abwertung der in US-Dollar ermit-
telte Wert des bereits im Land befindlichen Be-
stands an Direktinvestition reduzieren würde. Es
bestünde zudem die Gefahr, daß eine Abwertung
der chinesischen Währung einen Abwertungswett-
lauf mit Südostasien in Gang setzen würde. Aus-
ländische Investoren müßten damit rechnen, daß
nach einer ersten Abwertung weitere folgen. Dies
würde die ausländischen Investoren, die ihre Ver-
mögenswerte bewahren wollen, von einem Engage-
ment in China abhalten. Ein sinkender Kapitalzu-Wirtschaft im Wandel 13/1998 20
fluß und möglicherweise Kapitalflucht wären die
Folge.
Zweitens würde eine Abwertung die Gefahr ei-
ner Inflationsbeschleunigung aufgrund steigender
Importpreise beinhalten. Die jährlichen Importe be-
tragen 20 vH des Bruttoinlandsproduktes,37 so daß
ein Importpreisanstieg direkt und indirekt über im-
portierte Vorprodukte und Rohstoffe erhöhend auf
die inländischen Preisindizes wirken würde. Sowohl
mit Blick auf die Auslandsinvestitionen als auch auf
die Inflationsentwicklung würde eine Abwertungs-
spirale China in jedem Fall mehr Schaden als Ge-
winn bringen.
Drittens würde eine Abwertung des Yuan bereits
existierende Irritationen zwischen China und den
USA im Zusammenhang mit dem bilateralen Han-
del verstärken. Eine direkte Auswirkung auf die
USA könnte darin bestehen, daß das US-amerikani-
sche Handelsdefizit mit China zunimmt. Allerdings
machen die Exporte nach China nur 1 vH der ge-
samten US-amerikanischen Exporte aus, während
der chinesische Export in die Vereinigten Staaten
einen Anteil von 18 vH an den gesamten Exporten
Chinas hat.38 Eine Abwertung würde die Vereinig-
ten Staaten daher in erster Linie dadurch beein-
trächtigen, daß andere asiatische Länder in einen
Abwertungswettlauf hineingezogen würden und die
Vereinigten Staaten dadurch auf einem Exportmarkt
Einbußen erfahren würden, der von seiner Bedeu-
tung her wichtiger ist als der europäische Markt.
Insbesondere angesichts des ausgeprägten Handels-
bilanzüberschusses gegenüber den USA ist es nicht
im Interesse Chinas, die Spannungen in den wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen beiden Ländern
zu verschärfen oder die WTO-Beitrittsverhandlun-
gen Chinas zu belasten.
Eine Abwertung würde viertens direkt den
Hongkong-Dollar bedrohen. Die chinesische Regie-
rung kann nicht daran interessiert sein, die wirt-
schaftlichen Probleme Hongkongs zu verschärfen,
zumal Hongkong erst vor einem Jahr wieder zu ei-
nem Bestandteil Chinas wurde. Die südchinesische
Wirtschaft, die bereits eng mit der Hongkongs ver-
                                                  
37 Vgl. FAR EAST ECONOMIC REVIEW. Hongkong, 5.
Februar 1998.
38 Vgl. HANDELSBLATT: Kalte Dusche für Peking, 30.
Juni 1998.
flochten ist, würde durch wirtschaftliche Probleme
Hongkongs wahrscheinlich ebenfalls beeinträchtigt
werden.
Chinas Grenzen der Belastbarkeit durch Abwer-
tungen in Asien
Die bisherigen Abwertungen in Ost- und Süd-
ostasien haben China in unterschiedlicher Weise be-
einflußt. So hat beispielsweise die Abwertung des
koreanischen Yen die chinesische Wirtschaft relativ
wenig beeinträchtigt. Die meisten Exporte Südko-
reas sind anders als die chinesischen Exporte auf
kapital- und technologieintensive Produkte konzen-
triert und stellen somit keine direkte Konkurrenz
dar. Die Schwerindustrie Chinas wurde demgegen-
über von der koreanischen Währungsabwertung
teilweise negativ getroffen. Die Abwertungen der
Währungen von Indonesien, Malaysia, den Philip-
pinen und Thailand haben die wirtschaftliche Ent-
wicklung wesentlich stärker berührt, da diese Län-
der zum Teil sehr ähnliche Produkte exportieren.
Jedoch ist China in der Lage, in einem gewissen
Maße auf andere Produktgruppen als Exportwaren
auszuweichen. Zudem sind das Niveau und der An-
stieg der Lohnstückkosten in China niedriger als in
diesen Staaten. Die Abwertungen der Währungen
dieser Länder haben die bestehenden Vorteile Chi-
nas bei den Lohnstückkosten bis zum Juni dieses
Jahres nur abgeschwächt, aber nicht ganz beseitigt.
Seitdem ist der Abwertungsdruck auf diese Wäh-
rungen allerdings stärker geworden und damit auch
der Druck, der auf dem chinesischen Yuan lastet.
Die gefährlichere  Bedrohung für China kommt
von einer möglichen weiteren Schwächung des ja-
panischen Yen. Japan ist nach Hongkong Chinas
zweitgrößtes Importland. Der chinesische Export
nach Japan macht etwa 19 vH der gesamten Ex-
porte Chinas aus.39 Eine verstärkte Abwertungsten-
denz des Yen würde nicht nur die Wirtschaftslage in
Südostasien verschlechtern, sondern auch die Ab-
schwächung des Exportwachstums Chinas erneut
zuspitzen und dadurch das Problem der Arbeitslo-
sigkeit verschärfen. Die Stahl- und die Chemieindu-
strie sind bereits jetzt durch die Verringerung des
Exportwachstums schwer getroffen. Sollte die zu-
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nehmende Arbeitslosigkeit die gesellschaftliche und
politische Stabilität bedrohen, so wäre eine Ab-
wertung des chinesischen Yuan nicht zu vermeiden.
Es entstünde sodann die Gefahr, daß die wirtschaft-
liche Entwicklung den wirtschaftspolitischen Auto-
ritäten gänzlich aus den Händen gleitet.
Mittelfristig tendenziell leichte Abwertung des
Yuan
Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurde der Wechsel-
kurs des chinesischen Yuan gegenüber dem US-
Dollar aufrechterhalten. Die Entscheidung für die
Beibehaltung des Wechselkurses wurde von China
nicht nur aus wirtschaftlichen, sondern auch aus
politischen Gründen getroffen. Mittelfristig zeichnet
sich allerdings aus Sicht der heutigen Rahmenbe-
dingungen eine leichte Abwertung des Yuan ab.
Es ist abzusehen, daß der chinesische Export-
überschuß 1998 deutlich geringer ausfallen wird als
im vergangenen Jahr. Auch der Zustrom an auslän-
dischen Direktinvestitionen dürfte merklich sinken.
Durch eine leichte Abwertung könnte nicht nur die
Exportwirtschaft gefördert, sondern auch die Ver-
ringerung des Wirtschaftswachstums abgeschwächt
werden.
Der chinesische Staat plant für die nächsten drei
Jahren die Durchführung von Infrastrukturinvesti-
tionen im Werte von 1.000 Mrd. US-Dollar.40 Un-
abhängig davon, ob sich diese Investitionen negativ
auf die Inflationsentwicklung auswirken, geht von
der erhöhten staatlichen Kreditaufnahme eine Ab-
wertungstendenz aus.
Auch belasten die hohen Schulden der Staats-
unternehmen und der hohe Anteil notleidender Kre-
dite in den Bilanzen der Banken Chinas den Au-
ßenwert der Währung, auch wenn eine Finanzkrise
aus heutiger Sicht nicht wahrscheinlich ist.
Trotz dieser belastenden Faktoren wird nur mit
einer leichten und mittelfristigen, nicht aber mit ei-
ner abrupten und kräftigen Abwertung des Yuan
gerechnet, sofern sich die Lage in Japan und Süd-
ostasien nicht dramatisch verschlechtert.
Für eine Inflationsbeschleunigung oder gar eine
Erosion des Binnenwerts der chinesischen Währun-
gen gibt es keine Anzeichen. Im Gegenteil: Derzeit
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wird in China die Wahrscheinlichkeit einer Deflati-
onstendenz diskutiert. Wegen der zunehmenden Ar-
beitslosigkeit wird der Lohn- und Einkommensan-
stieg gedämpft. Das Niveau und der Anstieg der
Lohnstückkosten bleiben relativ niedrig. Infolge der
stabilitätsorientierten Geldpolitik und der verhalte-
nen Zunahme des privaten Verbrauchs ist die Preis-
steigerungsrate in ersten Quartal erneut gesunken.
Die Expansion der Geldmenge bleibt unter Kon-
trolle. Auch deuten sich finanzpolitische Verände-
rungen an. So wurde vor kurzem die Anzahl der
Ministerien, die dem Staatsrat zugeordnet sind, von
40 auf 29 reduziert.41 Innerhalb der nächsten drei
Jahre wird etwa die Hälfte der Beamten und Ange-
stellten aus dem Staatssektor ausscheiden. Es ist
ferner zu erwarten, daß die Ausgaben des Staats-
haushaltes zugunsten von Investition umgeschichtet
werden und der Anstieg der Staatsverschuldung da-
durch begrenzt wird.
Das politisches Motiv für die Aufrechterhaltung
des Wechselkurses der chinesischen Währung ist
ebensowenig zu unterschätzen wie die wirtschaftli-
chen Nachteile, die eine Abwertung nach sich zie-
hen kann. Da der Außenwert der chinesi -
rung an den US-Dollar gekoppelt ist, wird seine
Entwicklung einerseits von der Veränderung des
Wechselkurses des Dollar beeinflußt, und anderer-
seits davon, wie sich die Währungen der anderen
asiatischen Länder entwickeln.
Sun Xiaoqing
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Weiter Optimismus in der ostdeutschen Industrie
Laut Industrie-Umfrage des IWH beurteilten die
rund 300 befragten Unternehmen in Ostdeutschland
ihre Geschäftslage im September weiterhin günstig.
Der Saldo aus positiven und negativen Meldungen
stieg auf einen Skalenwert von 56 Punkten und ver-
buchte ein Plus von zwei Punkten zur vorangegan-
genen Umfrage im Juli. Gegenüber dem Urteil vor
Jahresfrist entspricht das einer Zunahme um 14
Punkte. Nahezu vier Fünftel der Unternehmen be-
zeichneten ihre Geschäftslage „gut“ oder „eher gut“
und nur ein Fünftel „eher schlecht“ oder sogar
„schlecht“. Damit hielt das seit einem Jahr beob-
achtete Stimmungshoch in der ostdeutschen Indu-
strie ungebrochen an. Die Aufwärtsentwicklung
wird am aktuellen Rand durch weiterhin steigende
Auftragseingänge gestützt, insbesondere aus dem
Ausland.
Zum Spitzenreiter wurde im September das
Vorleistungsgütergewerbe, so die Steine-Erden-In-
dustrie, das Holzgewerbe, die Gummiindustrie und
die Kunststoffverarbeitung. Stark aufgeholt hat das
Ge- und Verbrauchsgütergewerbe, hier vor allem
die Nahrungsgüterproduktion. Die 
terhersteller schätzten ihre Lage deutlich verhaltener
als bei der vorangegangenen Umfrage im Juli ein.
Das andauernde Stimmungshoch wird in be-
trächtlichem Maße getragen von Unternehmen, die
bereits im vergangenen Jahr kräftige Umsätze und
eine gute Ertragslage verbuchten. Rund neun von
zehn Unternehmen, die das Geschäftsjahr 1997 mit
Gewinn abschlossen, meldeten auch im September
eine „gute“ oder „eher gute“ geschäftliche Lage.
Knapp eben soviel Unternehmen mit Umsatzsteige-
rungen beurteilten ihre geschäftliche Lage positiv.
Dieser Zusammenhang war bei den Vorleistungs-
güterproduzenten besonders eng. Fast alle Unter-
nehmen, die 1997 Gewinn erwirtschafteten oder ih-
ren Umsatz steigerten, äußerten sich zufrieden mit
ihrer geschäftlichen Lage. Bei den Herstellern von
Ge- und Verbrauchsgütern betrugen diese Anteile
89 vH bzw. 81 vH. All das spricht für eine Stabili-
sierung der wirtschaftlichen Lage in der ostdeut-
schen Industrie.
Die Geschäftsaussichten wurden im September
zwar gedämpfter als im Juli eingeschätzt. Es über-
wogen aber erneut deutlich die Optimisten, zu de-
nen hier acht von zehn Befragten zählen. Damit se-
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Tabelle:
Geschäftslage und Geschäftsaussichten laut IWH-Umfrage in der ostdeutschen Industrie - September 1998
- Vergleich zum Vorjahreszeitraum und zur Vorperiode -































 in vH der Unternehmen der jeweiligen Gruppe
a
Geschäftslage
Industrie insgesamt 22 35 28 49 42 50 23 21 18 6 3 4 42 54 56
Hauptgruppen
b
Vorleistungsgüter 23 35 32 49 46 53 20 17 12 9 2 3 43 63 69
Investitionsgüter 20 37 27 53 42 47 22 18 23 6 3 4 44 57 47
Ge- und Verbrauchsgüter 24 32 28 46 39 49 26 26 19 4 3 4 40 42 54
dar.: Nahrungsgüter 32 35 35 43 39 50 25 26 15 0 1 50 49 68
Größengruppen
1 bis   49 Beschäftigte 25 24 24 42 45 53 27 31 18 6 1 5 34 37 53
50 bis 249 Beschäftigte 22 36 31 54 43 46 20 16 19 4 4 4 52 59 54
250 und mehr Beschäftigte 14 36 24 43 36 57 31 28 19 11 0 14 44 62
Statusgruppen
darunter:
Privatisierte Unternehmen 22 36 29 49 41 49 22 20 19 7 3 3 41 54 56
Westdt./ausl. Investoren 24 41 34 47 39 44 21 17 19 9 3 3 42 59 54
Management-Buy-Outs 15 31 26 56 43 52 23 21 19 6 5 3 43 48 56
Reprivatisierer 17 20 17 44 39 64 34 41 19 5 0 22 18 62
Neugründungen 29 30 28 39 58 60 27 12 10 6 0 2 35 75 76
Geschäftsaussichten
Industrie insgesamt 24 33 27 52 49 53 22 16 17 3 2 3 50 65 60
Hauptgruppen
Vorleistungsgüter 22 28 30 53 56 52 21 14 16 5 3 2 49 67 65
Investitionsgüter 21 33 23 50 50 59 26 15 17 3 1 2 42 67 63
Ge- und Verbrauchsgüter 27 37 29 53 43 48 19 17 19 1 3 4 59 60 53
dar.: Nahrungsgüter 33 38 37 47 49 47 20 13 16 0 0 1 59 73 66
Größengruppen
1 bis   49 Beschäftigte 21 21 21 47 54 49 28 24 26 4 1 3 36 51 41
50 bis 249 Beschäftigte 24 36 29 54 46 52 20 14 16 1 3 3 57 66 61
250 und mehr Beschäftigte 17 31 24 46 53 62 31 17 14 6 0 0 26 67 73
Statusgruppen
darunter:
Privatisierte Unternehmen 23 34 28 50 49 54 25 15 16 3 2 3 45 66 63
Westdt./ausl. Investoren 27 39 32 48 46 49 22 12 16 3 3 3 51 70 63
Management-Buy-Outs 14 32 24 56 52 56 27 15 20 3 1 1 40 69 59
Reprivatisierer 10 22 17 50 43 68 35 31 15 5 4 0 20 29 70
Neugründungen 22 29 25 49 58 55 22,4 14 19 6 0 2 43 73 60
a  Summe der Wertungen pro Jahr jeweils gleich 100 - Ergebnisse gerundet, Angaben für September 1998 vorläufig. – 
b Die Klassifikation der Haupt-
gruppen wurde der WZ 93 angepaßt.
Quelle: IWH-Industrieumfragen.